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Allgemeine Lieferbedingungen der H. Gautzsch Firmengruppe 

1. GELTUNG 
1.1 Soweit nicht anders ausdrücklich vereinbart, gelten die nachstehenden

„Allgemeinen Lieferbedingungen“ für alle Verträge betreffend die 
Lieferung von Waren, sonstige damit zusammenhängende Leistungen 
des Verkäufers im Geschäftsverkehr mit Unternehmern i. S. v. § 14 BGB, 
juristischen Personen des öffentlichen Rechts oder öffentlich-rechtlichen 
Sondervermögen. Sämtliche -auch künftige- Rechtsbeziehungen 
zwischen Verkäufer und Käufer richten sich nach den Allgemeinen 
Lieferbedingungen des Verkäufers in der jeweils gültigen Form. 
Abweichenden Bedingungen, insbesondere Einkaufsbedingungen des 
Käufers, wird hiermit widersprochen. 

1.2 Im Rahmen einer laufenden Geschäftsverbindung unter Kaufleuten 
werden die Bedingungen auch dann Bestandteil des Vertrages, wenn der 
Verkäufer nicht in jedem Einzelfall ausdrücklich auf ihre Einbeziehung 
hingewiesen hat und der Käufer den Bedingungen nicht widersprochen 
hat. 

1.3 Sofern individuelle Vereinbarungen wie z. B. im Rahmen von Hersteller-
Partnerschaftsverträgen (Vertriebsbindungs-Richtlinien) getroffen worden 
sind, haben diese Vorrang. Sie werden -sofern dort keine speziellen 
Regelungen getroffen worden sind- durch die vorliegenden 
Lieferbedingungen ergänzt. 

1.4 Maßgebend für die Auslegung von Handelsklauseln sind im Zweifel die 
Incoterms in ihrer jeweils neusten Fassung. 

2. ANGEBOTE, ANGEBOTSUNTERLAGEN UND
VERTRAGSABSCHLUSS

2.1 Die in den Katalogen und Verkaufsunterlagen des Verkäufers, sowie - 

soweit nicht ausdrücklich als verbindlich bezeichnet - im Internet 

enthaltene Warenpräsentationen sind stets freibleibend, d.h. nur als 

Aufforderung zur Abgabe eines Angebots zu verstehen. 

2.2 Aufträge gelten als angenommen, wenn sie durch den Verkäufer entweder 
in Textform bestätigt oder unverzüglich nach Auftragseingang ausgeführt 
werden. Dann gilt der Lieferschein bzw. die Warenrechnung als 
Auftragsbestätigung. Für den Inhalt des Vertrags ist die 
Auftragsbestätigung maßgebend. 

2.3 Soweit Angestellte des Verkäufers mündliche Nebenabreden treffen oder 

Zusicherungen abgeben, die über den Kaufvertrag in Textform 

hinausgehen, bedürfen diese zu ihrer Wirksamkeit stets der Bestätigung 

des Verkäufers in Textform. Mündliche Erklärungen des Verkäufers oder 

von Personen, die zur Vertretung des Verkäufers bevollmächtigt sind, 

bleiben von der vorstehenden Regelung unberührt. 

2.4 Die zu einem Angebot gehörenden Unterlagen, wie Abbildungen, 

Beschreibungen und Zeichnungen, Maß- und Gewichtsangaben sind nur 

annähernd maßgebend, soweit sie nicht ausdrücklich als verbindlich 

bezeichnet sind.  

2.5 Werden dem Verkäufer nach Vertragsabschluss Tatsachen, insbesondere 

Zahlungsverzug hinsichtlich früherer Lieferungen, bekannt, die nach 

pflichtgemäßem unternehmerischem Ermessen darauf schließen lassen, 

dass der Kaufpreisanspruch durch mangelnde Leistungsfähigkeit des 

Käufers gefährdet wird, stehen dem Verkäufer die Rechte gem. 

§ 321 BGB zu. Insbesondere ist der Verkäufer berechtigt, unter Setzung 
einer angemessenen Frist vom Käufer nach dessen Wahl Zug-um-Zug-
Zahlung oder entsprechende Sicherheiten zu verlangen und im
Weigerungsfalle oder nach Ablauf der Frist vom Vertrag zurücktreten, 
wobei die Rechnungen für bereits erfolgte Teillieferungen sofortfällig 
gestellt werden.

2.6 Im Falle der Zahlungseinstellung, der Zahlungsunfähigkeit, der 

Beantragung des Insolvenzverfahrens durch den Schuldner, der 

Anordnung eines vorläufigen Insolvenzverfahrens, der Eröffnung eines 

Insolvenzverfahrens oder der Abweisung eines Insolvenzverfahrens 

mangels Masse steht dem Verkäufer ein Kündigungsrecht des Vertrags 

zu. 

2.7 Soweit der Hersteller oder Dritte Zusicherungen (Garantien) betreffend die 

jeweilige Ware abgeben, welche die Rechte des Käufers oder Dritter, 

neben den Gewährleistungsrechten gegenüber dem Verkäufer, erweitern, 

macht sich der Verkäufer diese ausdrücklich nicht zu Eigen. Etwaige 

Ansprüche aus einer solchen Zusicherung bestehen ausschließlich im 

Verhältnis zwischen Berechtigtem (Garantienehmer) und Erklärendem 

(Garantiegeber). 

2.8 Dienstleistungen des Großhändlers, die über seine Pflichten als Verkäufer 

hinausgehen, wie z. B. die Übernahme von dem Käufer gegenüber 

Dritten, obliegenden Beratungs- und Planungsleistungen, bedürfen der 

besonderen Vereinbarung und werden nur gegen Vergütung 

übernommen. Eine solche Vereinbarung bedarf der Schriftform. Die bloße 

Weitergabe von Beratungs- und/oder Planungsleistungen des Herstellers 

oder Dritter durch den Verkäufer begründet keine weitergehende Pflicht 

des Verkäufers. 

3. DATENSCHUTZ 
Der Verkäufer speichert und nutzt personenbezogene Daten wie Name, 

Adresse, Email, Telefon des Käufers zur Abwicklung der 

abgeschlossenen Vertragsbeziehungen. Die Verarbeitung dieser Daten 

ist für die Abwicklung des Vertrages erforderlich. Bei Nichtbereitstellung 

der Informationen ist die Vertragsdurchführung nicht möglich. 

Die Daten werden für die Dauer der Geschäftsbeziehung gespeichert und 
darüber hinaus, solange gesetzliche Aufbewahrungsfristen bestehen, 
Rechtsansprüche aus dem Vertragsverhältnis geltend gemacht werden 
können oder sonstige berechtigte Gründe eine weitere Speicherung 
rechtfertigen. 

Folgende Rechtsbehelfe stehen dem Käufer im Zusammenhang mit der 

Datenverarbeitung jeweils nach Maßgabe der gesetzlichen 

Bestimmungen zur Verfügung: das Recht auf Auskunft über die ihn 

betreffenden Daten, Berichtigung, Löschung oder Einschränkung der 

Verarbeitung oder Widerspruch gegen die Verarbeitung, auf 

Datenübertragbarkeit sowie Einbringung einer Beschwerde bei einer 

Aufsichtsbehörde. 

4. ZUSÄTZLICHE LEISTUNGEN 
Die Übernahme von etwaigen dem Käufer gegenüber Dritten obliegenden 

Leistungen wie z. B. Beratungs- und Planungsleistungen ist nicht

Vertragsgegenstand, soweit nicht anders vereinbart.

5. LIEFERUNG, GEFAHRÜBERGANG, VERZUG UND
AUSFUHRVORSCHRIFTEN

5.1 Sofern sich aus der Auftragsbestätigung nichts anderes ergibt, ist 
Lieferung „ab Werk“ vereinbart. 

5.2 Der Beginn der vom Verkäufer angegebenen Lieferzeiten setzt die 
Abklärung aller technischen Fragen voraus. 

5.3 Mit der Übergabe der Ware geht die Gefahr auf den Käufer über. Bei 
Lieferung oder Versendung der Ware geht die Gefahr mit der Übergabe 
der Ware an einen Spediteur oder Frachtführer, spätestens jedoch mit 
dem Verlassen der Betriebsstätte des Verkäufers auf den Käufer über, 
und zwar auch dann, wenn die Auslieferung durch Fahrzeuge des 
Verkäufers erfolgt. Dies gilt auch, wenn von der Betriebsstätte eines 
Dritten geliefert wird (sog. Streckengeschäft). 

5.4 Auf ausdrücklichen Wunsch und Kosten des Käufers wird der Transport 
der Ware vom Verkäufer versichert. 

5.5 Wird der Versand auf Wunsch oder aus Verschulden des Käufers 

verzögert, so lagert die Ware auf Kosten und Gefahr des Käufers. In 

diesem Falle steht die Anzeige der Versand-bereitschaft dem Versand 

gleich. Die Gefahr geht zu dem Zeitpunkt auf den Käufer über, in dem 

dieser in Annahme- oder Schuldnerverzug geraten ist. 

5.6 Teillieferungen sind in zumutbarem Umfange zulässig.  
5.7 Die Lieferfrist verlängert sich – auch wenn bereits Verzug vorliegt - 

angemessen bei Eintritt höherer Gewalt und allen unvorhergesehenen, 

nach Vertragsabschluss eingetretenen Hindernissen, die der Verkäufer 

nicht zu vertreten hat (insbesondere auch Betriebsstörungen, Streik, 

Aussperrung, Störung der Verkehrswege, Cyberangriffe auf das IT-

System), soweit solche Hindernisse nachweislich auf die Lieferung des 

ver-kauften Gegenstandes von erheblichem Einfluss sind. Dies gilt auch, 

wenn diese Umstände bei den Lieferanten des Verkäufers und deren 

Unterlieferanten eintreten. Beginn und Ende derartiger Hindernisse teilt 

der Verkäufer dem Käufer unverzüglich mit. Der Käufer kann vom 

Verkäufer die Erklärung verlangen, ob er zurücktreten oder innerhalb 

angemessener Frist liefern will. Erklärt sich der Verkäufer nicht 

unverzüglich, kann der Käufer zurücktreten. Schadenersatzansprüche 

sind in diesem Falle ausgeschlossen. Die vorstehenden Regelungen 

gelten für den Käufer entsprechend, falls die vorgenannten Hindernisse 

beim Käufer eintreten. 

5.8 Der Verkäufer haftet bei Verzug nur für eigenes Verschulden und das 

Verschulden seiner Erfüllungsgehilfen. Der Verkäufer ist jedoch 

verpflichtet, auf Verlangen eventuelle ihm gegen seinen Vorlieferanten 

zustehende Ansprüche an den Käufer abzutreten. 

5.9 Im Falle einer Lieferverzögerung ist der Käufer verpflichtet, auf Verlangen 
des Verkäufers innerhalb einer angemessenen Frist zu erklären, ob er 
weiterhin auf Lieferung besteht oder wegen der Verzögerung vom Vertrag 
zurücktritt und/oder Schadenersatz statt der Leistung verlangt. 

5.10 Verzögert sich der Versand bzw. die Abnahme des Liefergegenstandes 
aus Gründen, die der Käufer zu vertreten hat, so werden diesem, 
beginnend einem Monat nach Meldung der Versand-
Abnahmebereitschaft, die durch die Verzögerung entstandenen Kosten -
insbesondere für Lagerung- berechnet. Bei Lagerung im Betrieb des 
Verkäufers kann der Verkäufer 0,5 von Hundert des Rechnungsbetrages 
pro angefangenem Monat berechnen, maximal jedoch 10 % des 
Vertragswertes, der nicht rechtzeitig abgenommenen Liefergegenstände. 
Dem Käufer bleibt es unbenommen, geringere Lagerungskosten des 
Verkäufers darzulegen und notfalls nachzuweisen. Der Verkäufer ist bei 
Abnahmeverzug des Käufers wahlweise auch berechtigt, nach Setzung 
und fruchtlosem Ablauf einer angemessenen Frist anderweitig über den 
Liefergegenstand zu verfügen und den Käufer mit angemessen 
verlängerter Frist zu beliefern.  

5.11 Verweigert der Käufer unberechtigt die Annahme des 
Vertragsgegenstandes, der Lieferung oder Leistung, so kann der 
Verkäufer ihm eine angemessene Frist zur Abnahme oder Annahme 
setzen. Verstreicht diese Frist fruchtlos, so ist der Verkäufer unbeschadet 
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der Rechte auf Vertragserfüllung berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten 
oder Schadensersatz wegen Nichterfüllung zu verlangen. In jedem Fall 
kann der Verkäufer auch ohne Nachweis des tatsächlich entstandenen 
Schadens und unbeschadet der Möglichkeit, einen höheren tatsächlichen 
Schaden geltend zu machen, pauschalen Schadensersatz in Höhe von 25 
% des Nettoauftragswertes der nicht abgenommenen Ware verlangen. 
Dem Käufer bleibt es allerdings unbenommen, einen geringeren 
tatsächlichen Schaden des Verkäufers darzulegen und nachzuweisen.   

5.12 Der Export bestimmter Güter kann z.B. aufgrund ihrer Art, ihres 
Verwendungszweckes oder ihres endgültigen Bestimmungsortes zu 
Genehmigungspflichten führen. Der Käufer wird im Falle von Exporten auf 
die einschlägigen nationalen wie internationalen Ausfuhrvorschriften, wie 
z.B. die Exportkontrollvorschriften der Europäischen Union, hingewiesen.  

5.13 Lieferungen an den Käufer stehen unter dem Vorbehalt nationaler oder 

internationaler Vorschriften des Außenwirtschaftsrechts, Embargos oder 

sonstiger gesetzlicher Verbote. 

6. VERPACKUNG  
6.1 Die Verpackung wird gesondert berechnet.  
6.2 Soweit vom Verkäufer gemäß der Verpackungsverordnung in ihrer 

gültigen Fassung bzw. ab dem 01.01.2019 gemäß Verpackungsgesetz 

bei der Entsorgung ein geeignetes Entsorgungsunternehmen 

eingeschaltet wird, ist der Käufer verpflichtet, das Verpackungsmaterial 

bereitzuhalten und dem Entsorgungsunternehmen zu über-geben. Soweit 

der Käufer mit dem Verkäufer vereinbart, gegen die Gewährung einer 

Entsorgungskostenpauschale auf sein Rückgaberecht zu verzichten, ist 

er verpflichtet, die gebrauchten Verpackungen einem anerkannten 

Entsorgungsunternehmen zu über-geben, das eine geordnete Entsorgung 

gemäß den gesetzlichen Vorgaben gewährleistet.  
6.3 Mehrwegverpackungen werden dem Käufer nur leihweise zur Verfügung 

gestellt. Die Rückgabe der Verpackungseinheit ist dem Verkäufer vom 
Käufer innerhalb von 14 Tagen in Textform anzuzeigen und die 
Verpackung bereitzustellen. Unter-bleibt diese, ist der Verkäufer 
berechtigt, ab der 3. Woche für jede Woche 10 % des 
Anschaffungspreises (jedoch maximal den vollen Anschaffungspreis) 
nach Mahnung als Gebühr zu verlangen oder den Wert der Verpackung 
in Rechnung zu stellen, die sofort nach Erhalt zur Zahlung fällig wird.  

6.4 Kabeltrommeln, die im Eigentum der Kabeltrommel GmbH & Co. KG, Köln, 

(KTG) oder anderer Dritter sind, werden im Namen und im Auftrag dieser 

Eigentümer und gemäß deren Bedingungen - insbesondere gemäß den 

jeweiligen KTG-Bedingungen für die Überlassung von Kabel- und 

Seiltrommeln - geliefert. Diese Bedingungen liegen in den 

Geschäftsräumen des Verkäufers zur Einsichtnahme aus, können dem 

Käufer auf Anforderung zugesandt bzw. unter 

http://www.kabeltrommel.de/Downloads/agb-bedingungen-fur-die-

uberlassung-von-kabel-und-seilspulen auf der KTG- Website eingesehen 

werden. Es wird darauf hingewiesen, dass die Lieferanten von 

Kabeltrommeln bei nicht rechtzeitiger-tiger Rückgabe Mietgebühren 

berechnen, die der Käufer, soweit sie auf ihn entfallen, zu übernehmen 

hat.  
6.5 Für Kunststoffkabeltrommeln bis zu 600 mm Durchmesser, die von der 

KTG hergestellt werden, gelten insoweit die Bedingungen der KTG, soweit 

nicht gegenüber dem Käufer gemäß der Verpackungsverordnung in ihrer 

gültigen Fassung bzw. ab dem 01.01.2019 gemäß Verpackungsgesetz 

eine darüberhinausgehende Rücknahme erforderlich ist. Ziff. 6.2 Satz 1 

gilt im letztgenannten Fall entsprechend.  
7. PREISE UND ZAHLUNG  
7.1 Die Preise verstehen sich stets zzgl. Umsatzsteuer.  
7.2 Wenn nicht anders vereinbart, ist der Kaufpreis bei Empfang der Ware und 

Rechnung ohne Abzug sofort fällig. Das gleiche gilt für 
Reparaturrechnungen.  

7.3 Der Verkäufer nimmt nur bei entsprechender Vereinbarung diskontfähige 
Wechsel zahlungshalber an. Gutschriften über Wechsel und Schecks 
erfolgen vorbehaltlich des Eingangs abzüglich der mit der Einlösung 
verbundenen Auslagen mit Wertstellung des Tages, an dem der Verkäufer 
über den Gegenwert verfügen kann.  

7.4 Bei Zahlungsverzug gelten die gesetzlichen Vorschriften. Insbesondere ist 
der Verkäufer im Verzugsfall berechtigt, für Entgeltforderungen Zinsen in 
Höhe von 9%-Punkten über dem Basiszinssatz sowie eine Pauschale von 
40 EUR zu verlangen. Eventuell vereinbarte Skonti werden nicht gewährt, 
soweit sich der Käufer mit der Bezahlung früherer Lieferungen in Verzug 
befindet.  

7.5 Der Verkäufer kann sämtliche Forderungen auch unabhängig von der 
Laufzeit etwa hereingenommener und gutgeschriebener Wechsel sofort 
fällig stellen, wenn die Zahlungsbedingungen durch den Käufer nicht 
eingehalten oder Tatsachen bekannt werden, die darauf schließen lassen, 
dass die Forderungen des Verkäufers durch mangelnde 
Leistungsfähigkeit des Käufers gefährdet werden. Im letzteren Falle ist der 
Verkäufer berechtigt, weitere Lieferungen von einer Zug-um-Zug-Zahlung 
oder der Stellung entsprechender Sicherheiten abhängig zu machen.  

7.6 Im Falle des Zahlungsverzugs des Käufers kann der Verkäufer die 
Einzugsermächtigung (Ziff. 8.6) widerrufen und für noch ausstehende 
Lieferungen Zug-um-Zug-Zahlung verlangen. Der Käufer kann jedoch 

diese Rechtsfolge durch Sicherheitsleistung in Höhe der ausstehenden 
Zahlungen abwenden.  

7.7 Eine Zahlungsverweigerung oder ein Zurückbehalten von Zahlungen ist 

ausgeschlossen, wenn der Käufer den Mangel oder sonstigen 

Beanstandungsgrund, auf den die Nicht-zahlung gestützt wird, bei 

Vertragsabschluss. Im Übrigen darf die Kaufpreiszahlung durch den 

Käufer wegen Mängeln oder sonstigen Beanstandungen nur in einem 

angemessenen Umfang gemindert werden.  
7.8 Das Recht, Zahlungen zurückzuhalten oder mit Gegenansprüchen 

aufzurechnen steht dem Käufer nur insoweit zu, als seine 
Gegenansprüche unbestritten oder rechtskräftig festgestellt oder 
entscheidungsreif sind  

7.9 Der Verkäufer behält sich im Fall des Abnahmeverzuges seitens des 
Käufers vor, den vereinbarten Preis angemessen zu erhöhen, wenn nach 
Abschluss des Vertrages und nach dem ursprünglich vereinbarten 
Abnahmetermin der Lieferant des Verkäufers entsprechende 
Preiserhöhungen vornimmt. Dies hat der Verkäufer dem Käufer auf 
dessen Verlangen nachweisen.  

8. EIGENTUMSVORBEHALT / KAUFPREISSICHERUNG  
8.1 Der Verkäufer behält sich das Eigentum an der Ware bis zur vollständigen 

Bezahlung des Kaufpreises vor. Bei Waren, die der Käufer im Rahmen 
einer laufenden Geschäftsbeziehung von ihm bezieht, behält sich der 
Verkäufer das Eigentum vor, bis gegen den Käufer aus der 
Geschäftsverbindung, einschließlich der künftig entstehenden 
Forderungen, auch aus gleichzeitig oder später abgeschlossenen 
Verträgen, beglichen sind (Saldovorbehalt). Dies gilt auch dann, wenn 
einzelne oder sämtliche Forderungen des Verkäufers in eine laufende 
Rechnung aufgenommen wurden und der Saldo gezogen und anerkannt 
ist. Der Saldovorbehalt gilt jedoch nicht für Vorkasse- oder Bargeschäfte, 
die Zug um Zug abgewickelt werden. Wird in Zusammenhang mit der 
Bezahlung des Kaufpreises durch den Käufer eine wechselmäßige 
Haftung des Verkäufers begründet, so erlischt der Eigentumsvorbehalt 
nicht vor Einlösung des Wechsels durch den Käufer als Bezogenen. Bei 
Zahlungsverzug des Käufers ist der Verkäufer zur Rücknahme der Ware 
nach Mahnung berechtigt und der Käufer zur Herausgabe verpflichtet.  

8.2 Wird die Vorbehaltsware vom Käufer zu einer neuen beweglichen Sache 

verarbeitet, so erfolgt die Verarbeitung für den Verkäufer, ohne dass 

dieser hieraus verpflichtet wird; die neue Sache wird Eigentum des 

Verkäufers. Bei Verarbeitung zusammen mit nicht dem Verkäufer 

gehörender Ware erwirbt der Verkäufer Miteigentum an der neuen Sache 

nach dem Verhältnis des Wertes der Vorbehaltsware zu der anderen Ware 

zur Zeit der Verarbeitung und dem Verarbeitungswert. Wird die 

Vorbehaltsware mit nicht dem Verkäufer gehörender Ware gemäß §§ 947, 

948 BGB verbunden, vermischt oder vermengt, so wird der Verkäufer 

Miteigentümer entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen. Erwirbt der 

Käufer durch Verbindung, Vermischung oder Vermengung 

Alleineigentum, so überträgt er schon jetzt dem Verkäufer Miteigentum 

nach dem Verhältnis des Wertes der Vorbehaltsware zu der anderen Ware 

zur Zeit der Verbindung, Vermischung oder Vermengung. Der Käufer hat 

in diesen Fällen die im Eigentum oder Miteigentum des Verkäufers 

stehende Sache, die ebenfalls als Vorbehaltsware im Sinne der 

vorstehenden Bedingungen gilt, unentgeltlich zu verwahren.  
8.3 Wird Vorbehaltsware allein oder zusammen mit nicht dem Verkäufer 

gehörender Ware veräußert, so tritt der Käufer schon jetzt, d.h. im 
Zeitpunkt des Vertragsschlusses, die aus der Weiterveräußerung 
entstehenden Forderungen in Höhe des Wertes der Vorbehaltsware mit 
allen Nebenrechten und Rang vor dem Rest ab; der Verkäufer nimmt die 
Abtretung an. Wert der Vorbehaltsware ist der Rechnungsbetrag des 
Verkäufers, der jedoch außer Ansatz bleibt, soweit ihm Rechte Dritter 
entgegen-stehen. Steht die weiterveräußerte Vorbehaltsware im 
Miteigentum des Verkäufers, so erstreckt sich die Abtretung der 
Forderungen auf den Betrag, der dem Anteilswert des Verkäufers an dem 
Miteigentum entspricht. Sofern und soweit dem Verkäufer Art und Umfang 
der Forderungen und / oder Namen und Anschrift des Schuldners nicht 
bekannt sind, hat der Käufer dem Verkäufer unverzüglich darüber 
Auskunft zu erteilen. Der Verkäufer ist berechtigt, den Schuldner über den 
Umstand und die Höhe der Abtretung zu unterrichten und Zahlung 
unmittelbar an sich zu verlangen.   

8.4 Wird Vorbehaltsware vom Käufer als wesentlicher Bestandteil in das 
Grundstück, Schiff, Schiffsbauwerk oder Luftfahrzeug eines Dritten 
eingebaut, so tritt der Käufer schon jetzt die gegen den Dritten oder den, 
den es angeht, entstehenden, abtretbaren Forderungen auf Vergütung in 
Höhe des Wertes der Vorbehaltsware mit allen Nebenrechten 
einschließlich eines solchen auf Einräumung einer Sicherungshypothek, 
mit Rang vor dem Rest ab; der Verkäufer nimmt die Abtretung an. Ziff. 8.3, 
Sätze 2 und 3 gelten entsprechend.  

8.5 Der Käufer ist zur Weiterveräußerung, zur Verwendung oder zum Einbau 

der Vorbehaltsware nur im üblichen ordnungsgemäßen Geschäftsgang 

und nur mit der Maßgabe berechtigt und ermächtigt, dass die Forderungen 

im Sinne von Ziff. 8.3 bzw. 8.4 auf den Verkäufer tatsächlich übergehen. 

Zu anderen Verfügungen über die Vorbehaltsware, insbesondere 

Verpfändung oder Sicherungsübereignung ist der Käufer nicht berechtigt. 

Eine Abtretung im Wege des echten Factorings ist dem Käufer nur unter 
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der Voraussetzung gestattet, dass dem Verkäufer dies unter Bekanntgabe 

der Factoring-Bank und der dort unterhaltenen Konten des Käufers 

angezeigt wird und der Factoring-Erlös den Wert der gesicherten 

Forderung des Verkäufers übersteigt. Mit der Gutschrift des Factoring-

Erlöses wird die Forderung des Verkäufers sofort fällig.  
8.6 Der Verkäufer ermächtigt den Käufer unter Vorbehalt des Widerrufs zur 

Einziehung der gemäß Ziff. 8.3 bis 8.5 abgetretenen Forderungen 
gegenüber seinen Kunden. Der Verkäufer wird von der eigenen 
Einziehungsbefugnis nur dann Gebrauch machen, wenn der Käufer 
seinen Zahlungsverpflichtungen, auch gegenüber Dritten, nicht 
nachkommt oder deren Erfüllung gefährdet scheint. Auf Verlangen des 
Verkäufers hat der Käufer die Schuldner der abgetretenen Forderungen 
zu benennen und diesen die Abtretung anzuzeigen; der Verkäufer ist 
ermächtigt, den Schuldnern die Abtretung auch selbst anzuzeigen.  

8.7 Über Zwangsvollstreckungsmaßnahmen Dritter in die Vorbehaltsware 
oder in die abgetretenen Forderungen hat der Käufer den Verkäufer 
unverzüglich unter Übergabe der für den Widerspruch notwendigen 
Unterlagen zu unterrichten.  

8.8 Mit Zahlungseinstellung des Käufers und/oder Antrag auf Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens über das Vermögen des Käufers erlöschen das 
Recht zur Weiterveräußerung, zur Verwendung oder Einbau der 
Vorbehaltsware oder die Ermächtigung zum Einzug der abgetretenen 
Forderungen; bei einem Scheck- oder Wechselprotest erlischt die Ein-
zugsermächtigung ebenfalls. Etwaige zwingende Rechte des 
Insolvenzverwalters bleiben unberührt.  

8.9 Soweit der realisierte Wert der Sicherheiten, die dem Verkäufer zustehen, 
um mehr als 10 % die zu sichernden Forderungen übersteigen, verpflichtet 
sich der Verkäufer auf Verlangen des Käufers einen entsprechenden Teil 
der Sicherungsrechte frei-zugeben. Die Auswahl der freizugebenden 
Sicherheiten steht dem Verkäufer zu.  

8.10 Soweit auf den Wert der Vorbehaltsware abgestellt wird, entspricht dieser 
dem Brutto-Rechnungsbetrag des Verkäufers für die Ware. 

8.11 Sollten aufgrund einer von Ziffer 12.3 abweichenden Rechtswahl oder 
aufgrund Aufenthalts und / oder Sitz des Käufers im Ausland 
Eigentumsvorbehaltsrechte nicht oder nur unter erschwerten Umständen 
geltend gemacht werden können, kann der Verkäufer zur Absicherung 
seiner Kaufpreisforderung vom Käufer entweder Vorkasse oder die 
Gestellung einer Bürgschaft einer deutschen Großbank oder Sparkasse 
in entsprechender Höhe verlangen.  

9. MÄNGELANZEIGE, GEWÄHRLEISTUNG UND HAFTUNG  
Für Sachmängel im Sinne des § 434 BGB haftet der Verkäufer nur wie 
folgt:  

9.1 Der Käufer hat die empfangene Ware unverzüglich auf Menge und 
Beschaffenheit zu untersuchen und offensichtliche Mängel unverzüglich 
durch Anzeige in Textform an den Verkäufer zu rügen. Soweit sich später 
ein Mangel zeigt, hat der Käufer diesen dem Verkäufer unverzüglich nach 
Entdeckung in Textform anzuzeigen. Unterlässt der Käufer die 
rechtzeitige Mängelanzeige, gilt die Ware als genehmigt. In diesem Fall 
entfallen sämtliche Mängelrechte des Käufers. Bei beiderseitigen 
Handelsgeschäften unter Kaufleuten bleibt § 377 HGB unberührt.  

9.2 Im Falle eines beabsichtigten Einbaus oder Anbringens der Ware hat der 
Käufer bereits bei Wareneingang die Obliegenheit, die für den Einbau oder 
das Anbringen und die für die anschließende bestimmungsgemäße 
Verwendung maßgeblichen Eigenschaften der Ware zu überprüfen und 
dem Verkäufer Mängel unverzüglich in Textform anzuzeigen, soweit eine 
Prüfung dieser Eigenschaften nach Art und Beschaffenheit der Ware zu 
diesem Zeitpunkt zumutbar ist. Unterlässt der Käufer die Mängelanzeige 
in Bezug auf Eigenschaften gemäß Satz 1, obwohl eine Prüfung zumutbar 
gewesen wäre, oder zeigt er die Mängel nicht rechtzeitig an, gilt die Ware 
insoweit als genehmigt. In diesem Fall stehen dem Käufer Mängelrechte 
in Bezug auf solche Mängel nicht zu. Bei beiderseitigen 
Handelsgeschäften unter Kaufleuten bleibt § 377 HGB unberührt.  

9.3 Unterlässt es der Käufer im Falle eines Einbaus oder Anbringens der 
Ware, die hierfür und die anschließende bestimmungsgemäße 
Verwendung maßgeblichen, mit zumut-barem Aufwand überprüfbaren 
äußeren und inneren Eigenschaften der Ware vor dem Einbau bzw. vor 
dem Anbringen zu prüfen, handelt er grob fahrlässig i.S.v. §§ 439 Abs. 3, 
442 Abs. 1 S.2 BGB. In diesem Fall kommen Mängelrechte des Käufers 
in Bezug auf diese Eigenschaften nur in Betracht, wenn der betreffende 
Mangel vom Verkäufer arglistig verschwiegen oder vom Verkäufer eine 
Garantie für die Beschaffenheit der Ware übernommen wurde.  

9.4 Stellt der Käufer Mängel der Ware fest, ist er verpflichtet, dem Verkäufer 

die beanstandete Ware oder Muster davon zwecks Prüfung der 

Beanstandung zur Verfügung zu stellen und diesem eine Überprüfung der 

beanstandeten Ware innerhalbeiner angemessenen Frist zu gestatten. 

Bei Verweigerung entfällt die Gewährleistung. Bis zum Abschluss der 

Überprüfung durch den Verkäufer darf der Käufer nicht über die 

beanstandete Ware verfügen, d.h. sie darf nicht geteilt, weiterverkauft 

bzw. weiterverarbeitet werden.  
9.5 Bei berechtigten Beanstandungen ist der Verkäufer berechtigt, unter 

Berücksichtigung der Art des Mangels und der berechtigten Interessen 

des Käufers die Art der Nacherfüllung (Ersatzlieferung, Nachbesserung) 

festzulegen. Schlägt die Nacherfüllung fehl, oder erfolgt diese trotz 

angemessener Frist- und Nachfristsetzung durch den Käufer nicht, so ist 

der Käufer - unbeschadet etwaiger Schadensersatzansprüche gemäß Ziff. 

10 dieser Lieferbedingungen - nach seiner Wahl berechtigt, Minderung 

oder, wenn der Mangel nicht nur geringfügig ist, Rücktritt zu verlangen.  
9.6 Hat der Käufer die bei Gefahrübergang mangelhafte Ware gemäß ihrer Art 

und ihrem Verwendungszweck in eine andere Sache eingebaut oder an 

eine andere Sache angebracht, kann er vom Verkäufer gem. § 439 Abs. 

3 BGB Aufwendungsersatz für das Entfernen der mangelhaften und den 

Einbau oder das Anbringen der nachgebesserten oder gelieferten 

mangelfreien Ware („Aus- und Einbaukosten“) einschließlich Transport 

und Entsorgung nur nach Maßgabe der in Ziff. 9.7 und 9.8 dargelegten 

Bestimmungen verlangen.  
9.7 Erforderlich i. S. d. § 439 Abs. 3 BGB sind nur solche Aus- und 

Einbaukosten, die den Aus- und Einbau bzw. das Anbringen identischer 

Produkte betreffen, auf Grundlage marktüblicher Konditionen entstanden 

sind und dem Verkäufer vom Käufer durch Vorlage geeigneter Belege 

mindestens in Textform nachgewiesen werden. Ein Vorschuss-recht des 

Käufers für Aus- und Einbaukosten ist ausgeschlossen. Über die 

erforderlichen Aus- und Einbaukosten hinausgehende Forderungen des 

Käufers, insbesondere Kosten für mangelbedingte Folgeschäden wie 

beispielsweise entgangener Gewinn einschließlich kalkulatorischer 

Gewinnzuschläge, Betriebsausfallkosten oder Mehrkosten für 

Ersatzbeschaffungen sind keine Aus- und Einbaukosten und daher nicht 

im Rahmen der Nacherfüllung gem. § 439 Abs. 3 BGB ersatzfähig. 

Jegliche Ansprüche des Käufers bzgl. Aus- und Einbauleistungen gem. § 

439 Abs. 3 S. 1 BGB scheiden allerdings gegen den Verkäufer aus, wenn 

der Käufer die mangelhafte Sache in Kenntnis des Mangels entweder 

selbst eingebaut hat oder durch Dritte hat einbauen lassen. Gleiches gilt, 

wenn dem Käufer der Mangel vor oder bei Einbau der Sache aufgrund 

grober Fahrlässigkeit unbekannt geblieben ist. Der Käufer kann in diesem 

Fall Ansprüche gegen den Verkäufer nur dann geltend machen, wenn und 

insoweit der Verkäufer den Mangel arglistig verschwiegen oder eine 

Garantie für die Beschaffenheit der Sache, die von dem Mangel betroffen 

ist, übernommen hat. In jedem Fall hat der Verkäufer ein Wahlrecht, 

entweder den Aus- und Einbau nebst Entsorgung selbst vorzunehmen 

oder stattdessen Ersatz der angemessenen Aufwendungen zu leisten, 

sofern der Käufer kein vorrangig schutzwürdiges Interesse daran geltend 

machen kann, entweder selbst den Ein- und Ausbau vorzunehmen oder 

durch einen von ihm eingesetzten Werkunternehmer vornehmen zu 

lassen.   
9.8 Ansprüche des Käufers wegen der zum Zweck der Nacherfüllung 

erforderlichen Auf-wendungen, insbesondere Transport-, Wege-, Arbeits- 
und Materialkosten sind in dem Umfang ausgeschlossen, wie sich diese 
Aufwendungen erhöhen, weil die Ware nachträglich an einen anderen Ort 
als die Niederlassung des Käufers oder als vertraglich vereinbart worden 
war verbracht worden ist, es sei denn, die Verbringung entspricht dem 
bestimmungsgemäßen Gebrauch der Ware.  

9.9 Bei unberechtigten Mängelrügen hat der Käufer die dem Verkäufer 
hierdurch entstandenen Kosten zu ersetzen, wenn der Käufer erkannt oder 
fahrlässig nicht erkannt hat, dass ein Mangel nicht vorliegt, sondern die 
Ursache für die von ihm beanstandete Erscheinung in seinem eigenen 
Verantwortungsbereich liegt.  

9.10 Keine Gewähr wird insbesondere in folgenden Fällen übernommen:  
a) ungeeignete oder unsachgemäße Verwendung, fehlerhafte Montage 
bzw. Inbetriebsetzung durch den Käufer oder Dritte, natürliche Abnutzung, 
fehlerhafte oder nachlässige Behandlung, nicht ordnungsgemäße 
Wartung, ungeeignete Betriebsmittel, mangelhafte Bauarbeit, 
ungeeigneter Baugrund, chemisch, elektronische oder elektrische 
Einflüsse sofern sie nicht auf ein Verschulden des Verkäufers 
zurückzuführen sind; 
b) unsachgemäße Nachbesserung des Vertragsgegenstandes durch den 
Käufer oder durch einen von ihm beauftragten Dritten. 
Gewährleistungsansprüche und  
-rechte bleiben dem Käufer jedoch erhalten, wenn er nachweist, dass die 
vorstehenden Umstände nicht kausal für den eingetretenen Schaden 
gewesen sind; 
c) der Käufer sich als Grund für die Gewährleistung darauf beruft, dass der 
Kaufgegenstand nicht seinen Erwartungen an dessen Beschaffenheit, 
Qualität und Funktionalität entspricht, sofern der Käufer seine 
entsprechende Erwartung gegenüber dem Verkäufer vor 
Vertragsabschluss nicht mitgeteilt hat und der Verkäufer diese auch nicht 
kannte oder hätte kennen müssen.  

9.11 Wählt der Käufer wegen eines Rechts- und / oder Sachmangels nach 
gescheiteter Nacherfüllung den Rücktritt vom Vertrag, steht ihm daneben 
kein Schadensersatzanspruch wegen des Mangels zu. Wählt der Käufer 
nach gescheiteter Nacherfüllung Schadensersatz, verbleibt die Ware bei 
ihm, wenn ihm dies zumutbar ist. Der Schadensersatz beschränkt sich in 
diesem Fall auf die Differenz zwischen den Kaufpreis und dem Wert der 
mangelhaften Sache. Dies gilt nicht, wenn der Verkäufer die 
Vertragsverletzung arglistig verursacht hat.  

9.12 Als Beschaffenheit der Ware gilt grundsätzlich nur die dem Vertrag 
zugrundeliegende konkrete Produktbeschreibung des Verkäufers als 
vereinbart. Öffentliche Äußerungen, Anpreisungen oder Werbung des 
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Herstellers oder Dritter stellen daneben keine vertragsgemäße 
Beschaffenheitsangabe der Ware dar. Ebenso wenig kann der Verkäufer 
aus Garantieversprechen Dritter, insbesondere von Herstellern von 
Vertragsprodukten in Anspruch genommen werden. Selbst wenn der 
Verkäufer auf entsprechende Herstellergarantien informatorisch hinweist, 
wird der Verkäufer aus solchen Garantieversprechen nicht mitverpflichtet. 
Gewährleistungsansprüche des Käufers gegen den Verkäufer bzgl. der 
gelieferten Gegenstände bleiben davon unberührt. Soweit nicht 
ausdrücklich Planungsleistungen des Verkäufers als geschuldet 
vereinbart werden, sind unter Verwendung von Konfigurationssoftware 
erstellte Pläne nicht Gegenstand der Lieferpflicht des Verkäufers. Die zur 
Planerstellung verwendete Konfigurations-software dient ausschließlich 
zur Ermittlung einer Stückliste als Grundlage des Warenangebots. Die 
Planungsverantwortlichkeit liegt daher weiterhin beim Installateur der 
gelieferten Ware, der die lokalen Gegebenheiten am Montageort, 
geltende Vorschriften und spezielle Kundenwünsche zu berücksichtigen 
hat. Für entsprechende Planungs- und Montagemängel haftet der 
Verkäufer daher nicht.  

9.13 Erhält der Käufer eine mangelhafte Montageanleitung, ist der Verkäufer 
lediglich zur Lieferung einer mangelfreien Montageanleitung verpflichtet 
und dies auch nur dann, wenn der Mangel der Montageanleitung einer 
ordnungsgemäßen Montage entgegensteht. Bei Montageproblemen, die 
auf eine mangelhafte Montageanleitung zurückzuführen sind, hat der 
Käufer den Verkäufer, der ihm zu den üblichen und bekannten 
Geschäftszeiten beratend zur Seite stehen wird, telefonisch zu 
kontaktieren.  

9.14 Bzgl. Handelsfähigkeit und der tatsächlichen und rechtlichen 
Betriebsbereitschaft leistet der Verkäufer Gewähr für den Einsatz der 
Lieferungen und Leistungen im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland, 
es sei denn, die Lieferungen und Leistungen des Verkäufers sind 
ausdrücklich in oder für ein anderes Land vertraglich vorgesehen. Es ist 
insoweit allein Sache des Käufers, dafür Sorge zu tragen, dass bei 
beabsichtigter Weiterlieferung oder Einsatz in Ländern außerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland die dort geltenden Einfuhrbestimmungen, 
Embargo-Regelungen, Zulassungsbestimmungen und sämtliche 
Regelungen, die für den Einsatz und Betrieb der Lieferung zu beachten 
sind, erfüllt werden. Dies gilt auch für die Einhaltung ländertypischer 
Betriebsvoraussetzungen (z. B. Voltzahl und Frequenz des Stromnetzes, 
Einhaltung von Sicherheitsbestimmungen etc.).  

9.15 Die Gewährleistungsfrist -ausgenommen Ansprüche nach dem 
Produkthaftungsgesetz, für die die gesetzlichen Regelungen gelten- 
beträgt 1 Jahr ab Ablieferung / Abnahme der Ware / Leistung. Bei Mängeln 
an einem Bauwerk oder bei Mängeln einer Sache, die entsprechend ihrer 
üblichen Verwendungsweise für ein Bauwerk verwendet worden ist und 
dessen Mangelhaftigkeit verursacht hat, beträgt die Gewährleistungsfrist 
2 ½ Jahre. Gerät der Käufer mit der Abnahme der Ware / des Werkes in 
Verzug, so beginnt der Lauf der Gewährleistungsfrist mit dem Zeitpunkt, 
in dem der Verkäufer dem Käufer die Ware / das Werk abnahmefähig 
angeboten hat. Mit der Ersatzlieferung beginnt die Gewährleistungsfrist 
allerdings lediglich für die Ersatzteillieferung zu laufen, nicht auch für die 
übrigen mangelfrei gelieferten Komponenten.   

9.16 Rückgriffsansprüche gem. §§ 445 a, 478 BGB bestehen nur, sofern die 

Inanspruchnahme des Käufers berechtigt war und nur im gesetzlichen 

Umfang, nicht dagegen für nicht mit dem Verkäufer abgestimmte 

Kulanzregelungen des Käufers. Sie setzen im Übrigen die Beachtung 

eigener Pflichten des Rückgriffsberechtigten, insbesondere die 

Beachtung der Rügeobliegenheiten, voraus. Rückgriffsansprüche des 

Käufers gem. §§ 445 a, 478 BGB verjähren uneingeschränkt gem. § 445b 

BGB.  

9.17 Der Verkäufer ist berechtigt, den Käufer anstelle mit Original-Ersatzteilen 

auch mit qualitativ gleichwertigen Ersatzteilen zu beliefern, wenn die 

Original-Ersatzteile nicht mehr lieferbar sind. Dies gilt insbesondere auch 

im Falle der Einstellung der Produktion von Vertragsgegenständen.   
9.18 Auf Schadensersatz oder auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen für 

Sachmängel haftet der Verkäufer gemäß Abschnitt 10 (Allgemeine 
Haftungsbegrenzung). 

10. ALLGEMEINE HAFTUNGSBEGRENZUNG  
10.1 Der Verkäufer haftet nach den gesetzlichen Bestimmungen, sofern der 

Käufer Schadensersatzansprüche geltend macht, die auf Vorsatz oder 

grober Fahrlässigkeit, einschließlich Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit 

seiner Vertreter oder Erfüllungsgehilfen beruhen. Ferner haftet der 

Verkäufer für schuldhafte Verletzungen wesentlicher Vertragspflichten 

nach den gesetzlichen Bestimmungen. Wesentliche Vertragspflichten 

sind dabei solche, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung 

des Vertrags überhaupt erst ermöglicht und auf deren Einhaltung der 

Vertragspartner regelmäßig vertrauen darf. Soweit dem Verkäufer kein 

Vorsatz oder keine grobe Fahrlässigkeit angelastet wird, ist die 

Schadensersatzhaftung auf den vorhersehbaren, bei Verträgen dieser Art 

typischerweise eintretenden Schaden begrenzt. Eine Änderung der 

Beweislast zum Nachteil des Käufers ist damit nicht verbunden.  
10.2 Die Haftung wegen schuldhafter Verletzung des Lebens, des Körpers 

oder der Gesundheit bleibt unberührt. Die Haftung nach dem 
Produkthaftungsgesetz bleibt ebenfalls unberührt.  

10.3 Darüber hinausgehende Schadensersatzansprüche, gleich aus welchem 

Rechtsgrund, sind ausgeschlossen. Dies gilt auch, soweit der Käufer 

anstelle des Anspruchs auf Ersatz des Schadens statt der Leistung Ersatz 

vergeblicher Aufwendungen verlangt.  
10.4 Für die Haftung wegen groben Verschuldens sowie für 

Schadensersatzansprüche, die auf die Verletzung des Lebens, des 
Körpers oder der Gesundheit beruhen, gelten die gesetzlichen 
Verjährungsvorschriften. 

10.5 Im Übrigen gelten für Mangelansprüche die Verjährungsfristen der Ziff.  
11. SCHUTZRECHTE / URHEBERRECHTE / GEHEIMHALTUNG  
11.1 Sämtliche Rechte an Patenten, Gebrauchs- und Geschmacksmustern, 

Marken, Ausstattungen und sonstigen Schutzrechten sowie 
Urheberrechte für den Vertragsgegenstand und -leistungen verbleiben bei 
den Rechtsinhabern. Dies gilt insbesondere auch für die 
Produktbezeichnungen, für Software und für Namens- und 
Kennzeichenrechte.  

11.2 Beide Vertragsparteien verpflichten sich, alle nicht offenkundigen 
kaufmännischen und technischen Einzelheiten, die ihnen durch die 
Geschäftsbeziehung bekannt geworden sind, als Geschäftsgeheimnis zu 
behandeln. Ergänzend gilt das deutsche Geschäftsgeheimnisgesetz.  

11.3 Zeichnungen, Werkzeuge, Software, Formen, Vorrichtungen, Modelle, 
Schablonen, Muster und ähnliche Gegenstände, die von dem oder für den 
Käufer geliefert, genutzt oder zur Verfügung gestellt werden, sind und 
bleiben des Käufers. Sie dürfen unbefugten Dritten nicht überlassen und / 
oder sonst wie zugänglich gemacht werden.  

12. KOLLISION MIT RECHTEN DRITTER 
12.1 Wenn der Käufer wegen unmittelbarer Verletzung von Schutzrechten 

einschließlich Urheberrechten aufgrund von Lieferungen und / oder 
Leistungen durch den Verkäufer von Dritten in Anspruch genommen 
werden sollte, stellt ihn der Verkäufer frei hinsichtlich der gegen ihn 
erkannten oder vergleichsweise festgelegten Schadensersatzansprüche 
sowie hinsichtlich der Gerichts- und Anwaltskosten; die jedoch nur unter 
folgenden Voraussetzungen: 
a. der Käufer unterrichtet den Verkäufer unverzüglich von der 

Inanspruchnahme oder Verwarnung durch Dritte ohne vorher 
irgendwelche Schritte zur Abwehr eingeleitet und / oder einen 
Anwalt eingeschaltet zu haben. Hiervon ausgenommen sind 
Sofortmaßnahmen, die eingeleitet werden müssen, bevor der 
Verkäufer informiert werden kann; 

b. nur der Verkäufer ist befugt, Abwehrmaßnahmen einzuleiten und 
Anwälte mit der Durchführung der Abwehrmaßnahmen zu betrauen 
und / oder Erklärungen abzugeben und / oder sonstige 
Verhandlungen vorzunehmen. Auf Wunsch des Verkäufers wird der 
Käufer auf Kosten Verkäufers einen Anwalt mit der Vertretung 
beauftragen; 

c. der Käufer benachrichtigt den Verkäufer unverzüglich und laufend 
über die Angelegenheit und stellt insbesondere die erforderlichen 
Informationen und Unterlagen zur Verfügung. 
 

13.   CYBERSECURITY 
13.1 Der Käufer unterhält ausreichende und dem aktuellen Stand der Technik  
        entsprechende Maßnahmen und Schutzvorkehrungen, um Cyberangriffe  
        auf seine IT-Infrastruktur abzuwehren, um die Geschäftsdaten des  
        Verkäufers entsprechend zu schützen. 
13.2 Sofern der Käufer von einem Cyberangriff betroffen ist, wird er dies dem  
        Verkäufer unverzüglich mitteilen und angeben, welche Daten des  
        Verkäufers von dem Angriff betroffen sind. 

 
14. ERFÜLLUNGSORT, GERICHTSSTAND UND ANZUWENDENDES  
        RECHT  
14.1 Erfüllungsort für Lieferungen und Zahlungen aus Verträgen, welche   

diesen Geschäftsbedingungen unterliegen, ist der Sitz des Verkäufers.  
14.2 Gerichtsstand für sämtliche zwischen den Parteien sich ergebenden 

Streitigkeiten aus oder im Zusammenhang mit diesen 
Geschäftsbedingungen unterliegenden Verträgen (einschließlich Scheck- 
und Wechselklagen) ist, soweit der Käufer Kaufmann, juristische Person 
des öffentlichen Rechts oder öffentlich-rechtliches Sondervermögen ist, 
der Hauptsitz des Verkäufers. Der Verkäufer ist jedoch berechtigt, den 
Käufer auch vor jedem anderen, gesetzlich zuständigen Gericht zu 
verklagen.  

14.3 Die Beziehungen zwischen den Vertragsparteien regeln sich 

ausschließlich nach dem in der Bundesrepublik Deutschland geltenden 

Recht unter Ausschluss des UN-Kaufrechts. 

 


